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DIE SENATORIN FÜR FINANZEN 
20. Februar 2019 

office@finanze.bremen.de 
 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 05. März 2019 
 

Ist Outsourcing von Dienstleistungen noch zeitgemäß und wirtschaftlich? – 
Beantwortung der Berichtsbitte der Fraktion der CDU an die 

Controllingausschüsse (Land und Stadt) 
 
 

A. Problem 
Die Fraktion der CDU hat folgende Anfrage an die Controllingausschüsse (Land und 

Stadt) gestellt: 

 
„Outsourcing von Dienstleistungen/Tätigkeiten des öff. Dienstes in 
Dienstleistungsgesellschaften noch zeitgemäß und wirtschaftlich? 

 
In welchen Bereichen des „Konzerns“ FHB findet ein solches Outsourcing statt 

bzw. ist beabsichtigt und beurteilt der Senat ein solches Outsourcing noch als 

zeitgemäß und wirtschaftlich?“ 

 
B. Lösung 
Die Senatorin für Finanzen schlägt die Beantwortung entsprechend des beigefügten 

Antwortentwurfs vor. 

 
C. Alternativen 
Werden nicht vorgeschlagen. 

 
 

D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prüfung 
Mit der Beantwortung dieser Anfrage sind keine finanziellen oder 

personalwirtschaftlichen Auswirkungen verbunden. Das Outsourcing hat 

branchenbezogen Auswirkungen auf die Geschlechter. 
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E. Beteiligung und Abstimmung 

Die Beantwortung ist unter Beteiligung des Senators für Wirtschaft, Arbeit und Häfen, 

des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr, der Senatorin für Wissenschaft, 

Gesundheit und Verbraucherschutz, des Senators für Kultur, der Senatorin für Kinder 

und Bildung sowie der Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport 

erfolgt. 
 

Die Vorlage und die Anlage sind mit allen oben genannten Ressorts sowie der 

Senatskanzlei abgestimmt. 

 
F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem 
Informationsfreiheitsgesetz 
Die Vorlage ist zur Öffentlichkeitsarbeit und zur Veröffentlichung nach dem 

Informationsfreiheitsgesetz geeignet. 

 
G. Beschluss 

Der Senat beschließt die Antwort auf die Berichtsbitte der Fraktion der CDU und deren 

Weiterleitung an die Controllingausschüsse (Land und Stadt) mit der Bitte um 

Kenntnisnahme. 
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19.02.2019 
 

Berichtsbitte der Fraktion der CDU - Outsourcing von Dienstleistungen 
 

Die CDU-Fraktion hat für die Sitzung des Controllingausschusses am 14.03.2019 um einen 
schriftlichen Bericht zu folgender Fragestellung gebeten: 

Outsourcing von Dienstleistungen/Tätigkeiten des öff. Dienstes in 
Dienstleistungsgesellschaften noch zeitgemäß und wirtschaftlich? 

In welchen Bereichen des „Konzerns“ FHB findet ein solches Outsourcing 
statt bzw. ist beabsichtigt und beurteilt der Senat ein solches Outsourcing 
noch als zeitgemäß und wirtschaftlich? 

Unter Outsourcing im Sinne der Berichtsbitte wird die organisatorische und dauerhafte oder 
projektbezogene Auslagerung von gegenwärtigen Aufgaben aus Kernverwaltung, 
Eigenbetrieben, Stiftungen öffentlichen Rechts, Anstalten öffentlichen Rechts und 
Mehrheitsgesellschaften verstanden. Hierzu können einzelne Aufgaben, Aufgabenbereiche 
oder auch komplette Geschäftsprozesse gehören, die auf Tochtergesellschaften (unabhängig 
von der Beteiligungsquote der FHB) oder Dritte ausgelagert werden. Outsourcing öffentlicher 
Leistungen umfasst einerseits den Fremdbezug von gegenwärtig originär von der Öffentlichen 
Verwaltung erbrachten Leistungen und andererseits die Auslagerung von administrativen 
Funktionen auf private Anbieter. Hiervon sind sowohl hoheitliche als auch sonstige Aufgaben 
umfasst. Unter einer Dienstleistung im Sinne der Anfrage wird nicht die einzelfallbezogene 
Beauftragung von Rechtsanwälten, Steuerberatern, Wirtschaftsprüfern etc. verstanden. 

Seit 2007 werden verstärkt Shared-Service-Strukturen im Bereich der internen 
Dienstleistungen der Kernverwaltung als ein wichtiges Element der 
Verwaltungsmodernisierung ausgebaut. Strategische Ziele sind neben der Erhöhung von 
Qualität und Wirtschaftlichkeit der Leistungsbereitstellung insbesondere die Bündelung von 
Fachwissen, Transparenz der Kosten, Standardisierung von Prozessen, Nutzung von 
Größenvorteilen und Professionalisierung der Aufgabenerfüllung. Im Gegensatz zu 
traditionellen Zentralisierungsansätzen werden dabei die operativen Prozesse bei einem 
gemeinsamen Dienstleister gebündelt und gleichzeitig wird am Prinzip der dezentralen 
Ressourcenverantwortung festgehalten. In Bremen werden solche Shared-Services bspw. von 
den internen Dienstleistern Performa Nord (Ei- genbetrieb) und den Anstalten des öffentlichen 
Rechts Immobilien Bremen und Dataport erbracht. Diese flächendeckenden Shared-Services 
für die Kernverwaltung, die Eigenbetriebe, die Stiftungen öffentlichen Rechts und die Anstalten 
öffentlichen Rechts fallen nicht unter den Begriff des Outsourcings und sind somit auch nicht 
Bestandteil der Beantwortung der Berichtsbitte. Ebenfalls nicht Bestandteil der Beantwortung 
ist der Bereich der Hochschulen. 

Neben den Shared-Services-Strukturen werden im Bereich der Kernverwaltung auch in 
begrenztem Rahmen Dienstleistungen an externe Dritte ausgelagert (ggf. auch im Wege einer 
Auftragsvergabe). Hierzu gehören unter anderem die Telekommunikations- und Netzwerk- 
dienste, die dienststellenübergreifend durch die BREKOM GmbH erbracht werden, sowie die 
Bereiche Sicherheitsdienste und Marketing. Diese Bereiche werden extern ausgelagert, da 
weder in der Kernverwaltung noch in den bestehenden Auslagerungen Kapazitäten mit 
entsprechendem Know-How für diese Aufgaben vorgehalten werden und die externe 
Beauftragung wirtschaftlicher ist. 
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Bei den Eigenbetrieben, Anstalten des öffentlichen Rechts, Stiftungen des öffentlichen Rechts 
und den Gesellschaften in privater Rechtsform erfolgen in verschiedenen Bereichen 
Auslagerungen von Dienstleistungen. Häufig handelt es sich hierbei um Dienstleistungen in 
den Bereichen IT, Reinigung, Personalsachbearbeitung (zumeist über Performa Nord), 
Datenschutz, Sicherheitsdienste, Planung und Beratung sowie Marketing. Welche Aufgaben 
im Detail ausgelagert werden, lässt sich der folgenden tabellarischen Übersicht entnehmen, 
die in diese fünf Fälle untergliedert ist: 

1. Kernverwaltung, Eigenbetrieb, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts lagert 
Dienstleistungen an ein öffentliches oder privates Unternehmen aus, an welchem 
die FHB beteiligt ist (unabhängig von der Beteiligungsquote) 

2. Kernverwaltung, Eigenbetrieb, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts lagert 
Dienstleistungen an externe Dritte aus 

3. Bremische Mehrheitsbeteiligung lagert Dienstleistungen an ein 
Tochterunternehmen aus 

4. Bremische Mehrheitsbeteiligung lagert Dienstleistungen an ein öffentliches oder 
privates Unternehmen aus, an welchem die FHB beteiligt ist (unabhängig von der 
Beteiligungsquote) 

5. Bremische Mehrheitsbeteiligung lagert Dienstleistungen an externe Dritte aus 
 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass Outsourcing vielfach in Bereichen stattfindet, 
die klassischerweise nicht als Kernaufgabe der Verwaltung anzusehen sind. Gleichwohl hält 
der Senat an seiner grundsätzlichen Ausrichtung der Stärkung und des Ausbaus der Shared- 
Services-Strukturen fest. In diesem Zusammenhang ist auch auf die Gründung der 
Kompetenzcentren, u.a. im Personal-, Vergabe- und Beteiligungsrecht, und die 
Weiterentwicklung der bestehenden internen Dienstleister sowie die Ausweitung der Shared-
Service Angebote, durch den Aufbau des Ausschreibungsdienstes im Einkaufs- und 
Vergabezentrum bei Immobilien Bremen oder den integrierten Personalservice bei Performa 
Nord, hinzuweisen. 
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